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1. Der Gemeinderat hat gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am ...................... die Aufstellung des 
Bebauungsplanes beschlossen. Die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 
erfolgte durch Veröffentlichung im Amtsblatt am .......................

Regnitzlosau, den ......................

.............................................................
Bürgermeister                                                                         Siegel

2. Im Rahmen der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie der Abstimmung gemäß 
§ 2 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schreiben vom ...................... die Aufforderung zur 
Abgabe einer Stellungnahme bis einschließlich ....................... 

Regnitzlosau, den ......................

.............................................................
Bürgermeister                                                                         Siegel

3. Der Vorentwurf des Bebauungsplanes hat nach erfolgter Bekanntmachung im 
Amtsblatt am ...................... und auf der Homepage der Gemeinde Regnitzlosau 
(https://www.regnitzlosau.de/) in der Zeit vom ......................  bis einschließlich 
......................  öffentlich ausgelegen. In der Bekanntmachung ist darauf hingewiesen 
worden, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden 
können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der 
Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. 

Regnitzlosau, den ......................

.............................................................
Bürgermeister                                                                         Siegel

4. Im Rahmen der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Abstimmung gemäß 
§ 2 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schreiben vom ...................... die Aufforderung zur 
Abgabe einer Stellungnahme bis einschließlich ....................... 

Regnitzlosau, den ......................

.............................................................
Bürgermeister                                                                         Siegel

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes hat nach erfolgter Bekanntmachung im Amtsblatt 
am ...................... und auf der Homepage der Gemeinde Regnitzlosau 
(https://www.regnitzlosau.de/) in der Zeit vom ...................... bis einschließlich 
...................... öffentlich ausgelegen. In der Bekanntmachung ist darauf hingewiesen 
worden, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden 
können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der 
Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. 

Regnitzlosau, den ......................

.............................................................
Bürgermeister                                                                         Siegel

6. Die während der öffentlichen Auslegungen zum Vorentwurf und zum Entwurf des 
Bebauungsplanes fristgemäß vorgebrachten Anregungen sowie die Stellungnahmen 
der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden wurden von der Gemeinde 
Regnitzlosau geprüft und entsprechend des Abwägungsbeschlusses am 
...................... berücksichtigt. Das Ergebnis wurde den Einsendern mitgeteilt. Bei 
Sammelanregungen erfolgte keine Einzelmitteilung.

Regnitzlosau, den ......................

.............................................................
Bürgermeister                                                                         Siegel

7. Der Gemeinderat hat am ...................... den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB als Satzung beschlossen.

Regnitzlosau, den ......................

.............................................................
Bürgermeister                                                                         Siegel

8. Mit Bescheid vom ...................... (Aktenzeichen ......................) hat die obere 
Verwaltungsbehörde den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 2 BauGB genehmigt.

Regnitzlosau, den ......................

.............................................................
Bürgermeister                                                                         Siegel

9. Die Satzung des Bebauungsplanes wird hiermit ausgefertigt.

Regnitzlosau, den ......................

.............................................................
Bürgermeister                                                                         Siegel

10. Der Satzungsbeschluss, die Erteilung der Genehmigung gem. § 10 Abs. 3 BauGB 
sowie die Stelle, bei der der Plan mit Begründung während der Dienststunden von 
jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, 
sind im Amtsblatt am ...................... und auf der Homepage der Gemeinde 
Regnitzlosau (https://www.regnitzlosau.de/) am ...................... bekannt gemacht 
worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die 
Rechtsfolgen (§§ 214, 215 BauGB) und auf die Vorschrift § 44 Abs. 3 und 4 BauGB 
über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für 
Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen hingewiesen worden. 

Die Satzung des Bebauungsplanes ist am ...................... in Kraft getreten.

Hinweise (ohne Festsetzungscharakter) 
   
Einsichtnahme von Vorschriften 
Die den Festsetzungen zu Grunde liegenden Vorschriften wie DIN-Normen o.ä. können dort einge-
sehen werden, wo nach der Bekanntmachung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die öffentliche Auslegung 
des Bebauungsplanes und der Begründung erfolgt und gemäß § 10 Abs. 3 BauGB der Bebau-
ungsplan mit der Begründung zu jedermanns Einsicht bereitgehalten wird. 
 
Baulärm 
Während der Bauphase ist sicherzustellen, dass die in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Schutz gegen Baulärm - Geräuschimmissionen - (AVV Baulärm vom 19.08.1970) festgesetzten 
Immissionsrichtwerte für die betroffenen Gebiete während der Tagzeit und vor allem während der 
Nachtzeit eingehalten werden. Dabei gilt als Nachtzeit die Zeit von 20:00 bis 7:00 Uhr. 
 
V1: Durchführung einer Umweltbaubegleitung (UBB) 
Vor und während der Baumaßnahmen und der Baufeldfreimachung soll eine Umweltbaubegleitung 
hinzugezogen werden. So ist rechtzeitig vor den Baumaßnahmen sicherzustellen, dass die Ver-
meidungs- und CEF-Maßnahmen Eingang in Leistungsverzeichnisse und Bauablaufpläne finden 
und rechtzeitig vorher realisiert werden. Die Umweltbaubegleitung hat den Kontakt zu den unteren 
Naturschutzbehörden zu halten, informiert sie regelmäßig über den Stand der Arbeiten und bindet 
sie bei auftretenden Problemen, wie unvorhersehbaren Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft rechtzeitig ein. 
 
V2: Schutzzäune für zu erhaltende Baumbestände 
Innerhalb des Geltungsbereichs sind einige Bäume zu erhalten. Um die betreffenden Bäume wäh-
rend der Baumaßnahmen nicht zu beschädigen, ist um die Gehölze ein fest verankerter Schutz-
zaun gemäß den Ausführungen hierzu im Umweltbericht aufzustellen.  
 
V3: Einsatz von insektenfreundlichen Leuchtmitteln und Begrenzung der Beleuchtung  
Die nächtliche Beleuchtung ist soweit wie möglich zu reduzieren. Beleuchtungsanlagen sind so-
wohl im Rahmen der Bauarbeiten, als auch später die dauerhafte Beleuchtung, so auszurichten, 
dass keine naturschutzfachlich hochwertigen Flächen angestrahlt werden; insbesondere Gehölzbe-
reiche sind möglichst komplett von Lichtimmissionen freizuhalten. Die Lichtkegel sind grundsätzlich 
nach unten hin auszurichten und nach oben hin lichtdicht abzuschirmen. Dazu sollten insekten-
freundliche Leuchtmittel (Farbtemperatur bis max. 2.700 K) eingesetzt werden. Auf die weiteren 
Ausführungen hierzu im Umweltbericht wird hingewiesen. 
 
V4: Baumfällung und Baufeldberäumung im Zeitraum Anfang Oktober bis Ende Februar 
Maßnahmen der Baumfällung und Baufeldberäumung sind ausschließlich im Zeitraum Anfang Ok-
tober bis Ende Februar vorzusehen, um Auswirkungen auf Vögel und Fledermäuse zu vermeiden.  
 
V5: Minimierung von Vogelschlag an Gebäuden 
Um mögliche Kollisionen von Vögeln zu reduzieren, sollen etwaige großflächige Glasscheiben an 
den Neubaugebäuden ganzflächig mit speziellen Rasterfolien beklebt werden. 
 
V6: Vermeidung von Fallenwirkungen 
Von technischen Anlagen (z.B. Kellerschächte) können für kleine Tiere Barriere- oder Fallenwir-
kungen ausgehen. Diese sind zu vermeiden bzw. ausreichend zu sichern. 

BauNVO besteht nicht. 
 
 

4 Verkehrsflächen 
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 
 

 

 Die Einteilung der Verkehrsflächen ist nicht Gegenstand der Festsetzun-
gen. 
 
 

  

5 Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen 
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB  

 Aufschüttungen oder Abgrabungen des vorhandenen Geländes sind bis 
zu einer Höhe von max. 2 m zulässig. 
 
 

  

6 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  

6.1 Innerhalb der Maßnahmenfläche M3 ist eine mindestens doppelreihige 
Hecke aus autochthonen Straucharten entsprechend des Vorkommens-
gebietes (Herkunftsregion UG 15: Thüringer Wald, Fichtelgebirge und 
Vogtland) unter Berücksichtigung der Rahmenliste für autochthones 
Saat- und Pflanzgut von Gehölzen anzulegen (siehe zu verwendende Ar-
ten dieser Festsetzung). Die Sträucher sind mit einer Pflanzgröße von: 
Sträucher, 2-mal verschult, Höhe 80-120 cm zu pflanzen. In der Reihe ist 
zwischen den Sträuchern ein Abstand von 1,5 m einzuhalten, der Pflanz-
abstand beträgt ca. 1 m. Die Pflanzung erfolgt im Verband. Eine An-
wuchspflege ist zu gewährleisten, ebenso ein Ausmähen der Pflanzflä-
chen in den ersten drei bis fünf Jahren (2 x jährlich) sowie ein regelmäßi-
ger Pflegeschnitt. Die beiden Hecken sind dauerhaft zu unterhalten, bei 
Bedarf zu pflegen und Ausfälle unverzüglich gleichartig zu ersetzen. 
Zu verwenden sind bei den Bäumen Feld-Ahorn (Acer campestre), Berg-
ahorn (Acer pseudoplatanus), Spitz-Ahorn (Acer platanoides), Hainbuche 
(Carpinus betulus), Buche (Fagus sylvatica), Faulbaum (Frangula alnus), 
Vogel-Kirsche (Prunus avium), Traubenkirsche (Prunus padus), Stiel-
Eiche (Quercus robur), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Winter-
Linde (Tilia cordata), Bergulme (Ulmus glabra). Bei den Sträuchern sind 
die folgenden Arten zu verwenden: Kornelkirsche (Cornus mas), Roter 
Hartriegel (Cornus sanguinea), Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevi-
gata), Eingriffliger Weißdorn (Crategus monogyna), Gewöhnliche Hasel 
(Corylus avellana), Besen-Ginster (Cystisus scoparius) Gemeiner Lingus-
ter (Ligustrum vulgare), Gewöhnliche Heckenkirsche (Lonicera xyloste-
um), Vogelkirsche (Prunus avium), Schlehe (Prunus spinosa), Hunds-
Rose (Rosa canina), Wildrose (Rosa spp.), Himbeere (Rubus idaeus) 
Weiden (Salix spec.), Traubenholunder (Sambucus racemosa), Vogel-
beere (Sorbus aucuparia), Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus). 
 

  

6.2 Innerhalb der Maßnahmenfläche M4 ist eine mindestens doppelreihige   
Hecke aus autochthonen Straucharten entsprechend des Vorkommens-
gebietes (Herkunftsregion UG 15: Thüringer Wald, Fichtelgebirge und 
Vogtland) unter Berücksichtigung der Rahmenliste für autochthones 
Saat- und Pflanzgut von Gehölzen anzulegen (siehe zu verwendende Ar-
ten dieser Festsetzung). Die Sträucher sind mit einer Pflanzgröße von: 
Sträucher, 2-mal verschult, Höhe 80-120 cm zu pflanzen. In der Reihe ist 
zwischen den Sträuchern ein Abstand von 1,5 m einzuhalten, der Pflanz-
abstand beträgt ca. 1 m. Die Pflanzung erfolgt im Verband. Eine An-
wuchspflege ist zu gewährleisten, ebenso ein Ausmähen der Pflanzflä-
chen in den ersten drei bis fünf Jahren (2 x jährlich) sowie ein regelmäßi-
ger Pflegeschnitt. Die beiden Hecken sind dauerhaft zu unterhalten, bei 
Bedarf zu pflegen und Ausfälle unverzüglich gleichartig zu ersetzen. 
Zu verwenden sind bei den Bäumen Feld-Ahorn (Acer campestre), Berg-
ahorn (Acer pseudoplatanus), Spitz-Ahorn (Acer platanoides), Hainbuche 
(Carpinus betulus), Buche (Fagus sylvatica), Faulbaum (Frangula alnus), 
Vogel-Kirsche (Prunus avium), Traubenkirsche (Prunus padus), Stiel-
Eiche (Quercus robur), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Winter-
Linde (Tilia cordata), Bergulme (Ulmus glabra). Bei den Sträuchern sind 
die folgenden Arten zu verwenden: Kornelkirsche (Cornus mas), Roter 
Hartriegel (Cornus sanguinea), Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevi-
gata), Eingriffliger Weißdorn (Crategus monogyna), Gewöhnliche Hasel 
(Corylus avellana), Besen-Ginster (Cystisus scoparius) Gemeiner Lingus-
ter (Ligustrum vulgare), Gewöhnliche Heckenkirsche (Lonicera xyloste-
um), Vogelkirsche (Prunus avium), Schlehe (Prunus spinosa), Hunds-
Rose (Rosa canina), Wildrose (Rosa spp.), Himbeere (Rubus idaeus) 
Weiden (Salix spec.), Traubenholunder (Sambucus racemosa), Vogel-
beere (Sorbus aucuparia), Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus). 
 

6.3 Am nördlichen Rand der Maßnahmenfläche M5 ist angrenzend an die 
Maßnahmenfläche M4 eine mesophile Hecke als Brut- und Nahrungsbio-
tope für artenschutzrechtlich bedeutsame Arten zu entwickeln. Es ist eine 
mindest doppelreihige Hecke aus autochthonen Straucharten entspre-
chend des Vorkommensgebietes (Herkunftsregion UG 15: Thüringer 
Wald, Fichtelgebirge und Vogtland) unter Berücksichtigung der Rahmen-
liste für autochthones Saat- und Pflanzgut von Gehölzen angelegt wer-
den (siehe zu verwendende Arten dieser Festsetzung). Die Sträucher 
sind mit einer Pflanzgröße von: Sträucher, 2-mal verschult, Höhe 80-120 
cm zu pflanzen. In der Reihe ist zwischen den Sträuchern ein Abstand 
von 1,5 m einzuhalten, der Pflanzabstand beträgt ca. 1 m. Die Pflanzung 
erfolgt im Verband. Eine Anwuchspflege (z.B. Gewässern der Gehölze) 
ist zu gewährleisten, ebenso ein Ausmähen der Pflanzflächen in den ers-
ten drei bis fünf Jahren (2 x jährlich) sowie ein regelmäßiger Pflege-
schnitt. Die beiden Hecken sind dauerhaft zu unterhalten, bei Bedarf zu 
pflegen und Ausfälle unverzüglich gleichartig zu ersetzen. 
Bei den Sträuchern sind die folgenden Arten zu verwenden: Kornelkir-
sche (Cornus mas), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Zweigriffliger 
Weißdorn (Crataegus laevigata), Eingriffliger Weißdorn (Crategus mono-
gyna), Gewöhnliche Hasel (Corylus avellana), Besen-Ginster (Cystisus 

  

scoparius) Gemeiner Linguster (Ligustrum vulgare), Gewöhnliche He-
ckenkirsche (Lonicera xylosteum), Vogelkirsche (Prunus avium), Schlehe 
(Prunus spinosa), Hunds-Rose (Rosa canina), Wildrose (Rosa spp.), 
Himbeere (Rubus idaeus) Weiden (Salix spec.), Traubenholunder (Sam-
bucus racemosa), Vogelbeere (Sorbus aucuparia), Gewöhnlicher 
Schneeball (Viburnum opulus). 
 

6.4 Innerhalb der Maßnahmenfläche M5 sind die südlich an die in der vor-
hergehenden Festsetzung festgelegte Hecke anschließend die intensiv 
genutzten Ackerflächen in mäßig extensiv bewirtschaftetes, artenreiches 
Grünland umzuwandeln. Um die Extensivierung der Fläche zu erreichen, 
wird voraussichtlich ein Oberbodenabtrag erforderlich sein. Für die An-
saat ist ausschließlich autochthones, zertifiziertes Regio-Saatgut aus der 
Herkunftsregion 15 – Thüringer Wald, Fichtelgebirge und Vogtland zu 
verwenden. Die Mahd der Flächen hat dauerhaft einmal jährlich Mitte 
September erfolgen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

6.5 Als weitere Maßnahme sind am südlichen Rand der Maßnahmenfläche 
M5 mehrere dauerhafte, teilweise auch temporäre Kleingewässer herzu-
stellen, die als eutrophe, naturnahe Stillgewässer ausgebildet werden. 
Sie sollen u.a. verschiedenen Amphibien- und Libellenarten als Lebens-
raum dienen. Dazu werden an geeigneten Stellen durch Oberbodenab-
trag und Geländemodellierung Senken hergestellt. Möglicherweise ist in 
einigen der Senken eine Abdichtung nötig. Dafür ist vorrangig eine Ab-
dichtung mit Lehm anzustreben. Die Gewässer, die in den Senken ange-
legt werden, haben jeweils eine Mindestgröße von 100 m² aufweisen. Die 
Gewässertiefe hat 20 bis 150 cm zu betragen. Die Flachwasserbereiche 
(<50 cm) haben mind. 30% der Gesamtfläche betragen. Diese Gewässer 
haben von artenreichem Extensivgrünland umgeben zu sein, welches ei-
nen wertvollen Lebensraum für verschiedene Tier- und Pflanzenarten 
darstellt. Für die Ansaat ist ausschließlich autochthones, zertifiziertes 
Regio-Saatgut aus der Herkunftsregion 15 – Thüringer Wald, Fichtelge-
birge und Vogtland zu verwenden. Um die Extensivierung der Fläche zu 
erreichen wird voraussichtlich ein Oberbodenabtrag erforderlich sein. Im 
Rahmen einer Pflegemahd ist die Extensivwiese auf dem Flurstück 235 
einmal jährlich im September abschnittsweise zu mähen. 
 
 

  

7. Gebiete in denen bei der Errichtung von Gebäuden oder be-
stimmten sonstigen baulichen Anlagen bestimmte bauliche 
und sonstige technische Maßnahmen für die Erzeugung, Nut-
zung oder Speicherung von Strom oder Wärme aus erneuer-
baren Energien getroffen werden müssen 
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 23 lit. b 
BauGB 

 

7.1 In den festgesetzten Gewerbegebieten sind die nutzbaren Dachflächen 
der Hauptanlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu 
mindestens 50 % mit Anlagen zur Nutzung der einfallenden solaren 
Strahlungsenergie (Photovoltaikanlagen und/oder Solaranlagen) auszu-
statten (Solarmindestfläche). 
 

  

7.2 Die gemäß textlicher Festsetzung Nr. 7.1 auf den Dachflächen zu errich-
tende Fläche für Anlagen zur Nutzung der einfallenden solaren Strah-
lungsenergie reduziert sich um die Flächengröße, die durch Anlagen zur 
Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie an den Fassaden 
der Hauptanlage in Anspruch genommen wird. 
 

  

7.3 Die gemäß textlicher Festsetzung Nr. 7.1 auf den Dachflächen zu errich-
tende Fläche für Anlagen zur Nutzung der einfallenden solaren Strah-
lungsenergie reduziert sich um die Flächengröße, die durch Anlagen zur 
Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auf Stellplatzflächen 
in Anspruch genommen wird. 
 
 

  

8. Grünordnerische Festsetzungen 
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 
BauGB 

 

8.1 Einzelbäume und Gehölze sind, soweit möglich, zu erhalten. Einzelbäu-
me sowie Gehölze sind innerhalb des Geltungsbereiches zu sichern (dies 
betrifft unter anderem die Maßnahmenflächen M1 und M2). Sofern ein 
Erhalt nicht möglich ist, sind Gehölze artengleich und in einer Mindest-
pflanzqualität (H 3xv, STU 10-12) zu ersetzen.  
 

  

8.2 Die Extensivwiese auf dem Flurstück 235 ist zu erhalten. Im Rahmen der 
Maßnahmenfläche M5 ist diese Fläche zu pflegen, um diesen Biotoptyp 
langfristig zu sichern.  
 

  

8.3 Innerhalb der Gewerbegebiete sind auf Flächen, die nicht überbaut oder 
nicht für andere zulässige Nutzung benötigt werden und in denen die 
Forderung nicht durch den Bestand erfüllt ist, standortgerechte heimische 
Laubbäume und Sträucher zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten.  Für 
die Einzelbäume kommen Hochstämme zum Einsatz. Arten, die hier 
Verwendung finden, sind Feld-Ahorn (Acer campestre), Hainbuche (Car-
pinus betulus), Winter-Linde (Tilia cordata), Spitz-Ahorn (Acer platanoi-
des) sowie Vogel-Kirsche (Prunus avium). Für die Sträucher Arten, wie 
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Eingriffliger Weißdorn (Crategus 
monogyna), Gewöhnliche Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Weiden 
(Salix spec.), Vogelbeere (Sorbus aucuparia), Gewöhnlicher Schneeball 
(Viburnum opulus), Kornelkirsche (Cornus mas), Gewöhnliche Hasel (Co-
rylus avellana), Gemeiner Liguster (Ligustrum vulgare), Vogelkirsche 
(Prunus avium) sowie Wildrosen (Rosa spp.).  
 

  

8.4 Flächen, die nicht überbaut werden, nicht als Geh- und Fahrflächen, 
Stellplätze und Lagerflächen dienen und auf denen diese Forderung nicht 
durch den Bestand bereits erfüllt wird, sind als Mager- und Halbtrocken-
rasen zu entwickeln. Bei Neuansaat ist auf eine Düngung zu verzichten. 
Sofern notwendig ist ein Sand-/Kiesgemisch als Saatbett zur Etablierung 
der Zielvegetation zu verwenden, um nährstoffarme Verhältnisse zu 
schaffen und somit das Entwicklungsziel schneller zu erreichen.  
 

  

8.5 Fassaden und Stützmauern sind, soweit möglich, mit hochwüchsigen und 
ausdauernden Kletter- und Rankpflanzen zu begrünen. Arten, wie der 
Gewöhnliche Efeu (Hedera helix), Wilder Wein (Parthenocissus spec.), 
Echtes Geißblatt (Lonicera caprifolium) sowie Waldreben (Clematis 
spec.) finden hier Verwendung. Zur Unterstützung werden ggf. Kletterhil-
fen angebracht.  
 

  

8.6 Flachdächer sind mindestens extensiv zu begrünen. Hiervon ausgenom-
men sind die Teile der Dachflächen, die der Gewinnung von regenerati-
ven Energien dienen sowie andere technisch bedingte Aufbauten umfas-
sen, wie Klimageräte. Arten die hier Verwendung finden, sind Hornzahn-
moos (Ceratodon purpureus), Birnmoos (Bryum spec.), Flaches Rispen-
gras (Poa compressa), Weißer Mauerpfeffer (Sedum album), Milder 
Mauerpfeffer (Sedum sexangulare), Scharfer Mauerpfeffer (Sedum acre) 
und Dach-Trespe (Bromus tectorum).  

  

 
8.7 Oberboden ist, wenn möglich, getrennt abzutragen, fachgerecht zwi-

schenzulagern und in den neu entstehenden Vegetationsflächen wieder 
lagegerecht einzubauen, sofern die Flächen nicht für die Entwicklung von 
Mager- und Halbtrockenrasen vorgesehen sind.  
 

  

8.8 Lagerflächen, Zufahrten, Parkplätze und Gehflächen sind mit einem was-
serdurchlässigen (z.B. Rasenpflaster) bzw. versickerungsaktiven Belag 
auszubilden, um ein Eindringen des Niederschlagswassers in den Kies-
unterbau und Boden zu ermöglichen. Alternativ sind verdunstungsfähige 
Belagarten zu wählen.  
 

  

8.9 Auf Dachflächen und Oberflächenbefestigungen anfallendes Nieder-
schlagswasser ist vorbehaltlich und nach Maßgabe der wasserrechtlichen 
Erlaubnis auf dem Grundstück zu versickern.  
 

  

8.10 Zur Dacheindeckung und für Regenrinnen und –fallrohre sind ausschließ-
lich beschichtete Materialien (z.B. Aluminium, Edelstahl, beschichtetes 
Kupfer) zu verwenden. Die Verwendung unbeschichteter Materialien ist 
unzulässig.  
 

  

8.11 Unterirdische Bauwerke (z.B. Tiefgaragen, Zisternen, Anlagen zur Rück-
haltung und Beseitigung von Niederschlagswasser) sind vollständig un-
terirdisch anzulegen und, soweit sie nicht überbaut sind, mit einer min-
destens 50 cm starken durchwurzelbaren Erd- und Humusschicht zu be-
decken sowie als artenreise Extensivwiese mit autochthonen Saatgut des 
Ursprungsgebietes 15 zu begrünen  
 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB)          
 
Nr. Festsetzung  

 
Ermächtigung  

1 Art der baulichen Nutzung 
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB  

1.1 Für die Gewerbegebiete wird vorbehaltlich der weiteren Festsetzungen 
festgesetzt: 
 

  

1.1.1 Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässigen Photovoltaik-
Freiflächenanlagen sind nur ausnahmsweise zulässig. 

§ 1 Abs. 5 BauNVO i. V. m. 
§ 1 Abs. 9 BauNVO 
 

 

1.1.2 Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässigen Geschäfts-, Bü-
ro und Verwaltungsgebäude sind nur ausnahmsweise zulässig. 

§ 1 Abs. 5 BauNVO i. V. m.  
§ 1 Abs. 9 BauNVO 
 

 

1.1.3 Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO allgemein zulässigen Anlagen für 
sportliche Zwecke sind nur ausnahmsweise zulässig. 
 

§ 1 Abs. 5 BauNVO i. V. m.  
§ 1 Abs. 9 BauNVO 
 

 

1.1.4 Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässigen Einzelhandels-
betriebe sind nicht zulässig. 
 

§ 1 Abs. 5 BauNVO i. V. m.  
§ 1 Abs. 9 BauNVO 
 

 

1.1.5 Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässigen Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes sind nicht zulässig. 
 

§ 1 Abs. 5 BauNVO i. V. m.  
§ 1 Abs. 9 BauNVO 
 

 

1.1.6 Die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Anlagen 
für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sind nicht 
zulässig. 
 
 

§ 1 Abs. 5 BauNVO  

2 Maß der baulichen Nutzung 
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB  

2.1 Die Oberkante der baulichen Anlagen (OK) ist der höchste Punkt bauli-
cher Anlagen. 
 

§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO  

2.2 Eine Überschreitung der Oberkante baulicher Anlagen (OK) ist auf maxi-
mal 20 % der Grundfläche einer Hauptanlage durch untergeordnete Bau-
teile ausnahmsweise zulässig, sofern es sich um Anlagen der techni-
schen Gebäudeausrüstung handelt und die Überschreitung maximal 2 m 
über die festgesetzte Oberkante (OK) hinausgeht. 
 

§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO i. 
V. m. § 16 Abs. 6 BauNVO. 

 

2.3 Eine Überschreitung der Oberkante baulicher Anlagen (OK) durch Ne-
benanlagen ist ausnahmsweise zulässig, sofern die Überschreitung ma-
ximal 2 m über die festgesetzte Oberkante (OK) hinausgeht. 
 
 

§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO i. 
V. m. § 16 Abs. 6 BauNVO. 

 

3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche   
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB  

3.1 In der abweichenden Bauweise werden Gebäude entsprechend einer of-
fenen Bauweise nach § 22 Abs. 2 Satz 1 BauNVO errichtet. 
Eine Längenbeschränkung der Gebäude nach § 22 Abs. 2 Satz 2 

§ 22 Abs. 4 BauNVO  

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. BayBO)          
 
Nr. Festsetzung  

 
Ermächtigung  

9 Anforderungen an die äußere Gestaltung von baulichen Anla-
gen  
 

§ 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 
 

 

9.1 Innerhalb des Geltungsbereiches sind nur Flachdächer und flachgeneigte 
Dächer unter 10° Neigung zulässig. 
 

  

9.2 Fahnenmasten sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zu-
lässig. Auf je angefangener 1.000 m² Grundstücksfläche ist maximal 1 
Fahnenmast mit einer maximalen Höhe von 10 m zulässig. 
 

  

9.3 Bauliche Anlagen, die eine Oberkante von 10 m überschreiten, sind mit 
einem matten Farbanstrich mit einem Remissionswert von 20 – 40 % zu 
versehen. Reine oder leuchtende Farben sind unzulässig. 
Ausgenommen davon sind zulässige Werbeanlagen. 
 
 

  

10 Errichtung von Werbeanlagen  
 

§ 81 Abs. 1 Nr. 2 BayBO 
 

 

10.1 Werbeanlagen an der Stätte der Leistung dürfen die Oberkante der Dach-
fläche des Gebäudes, an dem sie angebracht sind, nicht überschreiten 
und maximal 10 % der jeweiligen Fassadenfläche bedecken. 
 

  

10.2 Lauflicht und Wechselwerbeanlagen sind nicht zulässig. 
 
 

  

11 Gestaltung der Plätze für bewegliche Abfallbehälter 
 

§ 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO 
 

 

 Standplätze für bewegliche Abfall- und Wertstoffbehälter sind durch ge-
eignete Maßnahmen vor der Einsicht von den Straßenverkehrsflächen zu 
schützen. 

 
 

  

12 Einfriedungen 
 

§ 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO 
 

 

 Einfriedungen sind ausschließlich als Hecken oder Zäune mit vertikalen 
oder horizontalen Stäben oder Maschendraht bis zu einer Höhe von 2,5 
m zulässig. 

  

 
 
 
 
 
 


